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Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 4. Mai 2006 - VI R 28/05 - (BStBl II S. 781) 

entschieden, dass der Arbeitnehmer keinen lohnsteuerlich zu erfassenden Vorteil erlangt, 

wenn der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer ein Darlehen zu einem marktüblichen Zinssatz 

gewährt. Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs lässt sich mit der Richtlinienregelung in 

R 31 Abs. 8 Satz 3 LStR 1999 (entspricht R 31 Abs. 11 Satz 3 LStR 2005) kein steuerbarer 

Vorteil begründen und ist die Richtlinienregelung keine Festsetzung von Durchschnittswerten 

i.S.d. § 8 Abs. 2 Satz 8 EStG. 

Nach einer Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt bei der Ermittlung 

des geldwerten Vorteils bei Arbeitgeberdarlehen Folgendes: 

Bei Arbeitgeberdarlehen bemisst sich der geldwerte Vorteil nach dem Unterschiedsbetrag 

zwischen dem marktüblichen Zins und dem Zins, den der Arbeitnehmer im konkreten Einzel­

fall zahlt. Es ist hierbei grundsätzlich für die gesamte Vertragslaufzeit der Zinssatz bei 

Vertragsabschluss maßgeblich, es sei denn, es ist ein variabler Zinssatz vereinbart. Hin­

sichtlich der Bewertung des geldwerten Vorteils bei Arbeitgeberdarlehen ist zwischen einer 
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Seite 2	 Bewertung nach § 8 Abs. 2 EStG (z.B. Arbeitnehmer eines Einzelhändlers erhält ein zins­

günstiges Arbeitgeberdarlehen) und § 8 Abs. 3 EStG (z.B. Sparkassenangestellter erhält ein 

zinsgünstiges Arbeitgeberdarlehen) zu unterscheiden. 

Bei der Feststellung, ob die 44-Euro-Freigrenze (§ 8 Abs. 2 Satz 9 EStG) überschritten wird, 

sind Vorteile aus zinsverbilligten Arbeitgeberdarlehen einzubeziehen. Der vorletzte Satz des 

BMF-Schreibens vom 9. Juli 1997 (BStBl I S. 735) wird wie folgt gefasst: „Außer Betracht 

bleiben danach z.B. die nach § 8 Abs. 2 Satz 2 bis 5 EStG zu bewertenden Vorteile aus der 

Überlassung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs sowie die mit den amtlichen Sachbezugs­

werten zu bewertende Unterkunft und Verpflegung.“ 

Aus Vereinfachungsgründen wird es nicht beanstandet, wenn bei einer Bewertung nach § 8 

Abs. 2 EStG für die Feststellung des marktüblichen Zinssatzes die bei Vertragsabschluss von 

der Deutschen Bundesbank zuletzt veröffentlichten Effektivzinssätze - also die gewichteten 

Durchschnittszinssätze - herangezogen werden (s.a.: 

http://www.bundesbank.de/statistik/statistik_zinsen_tabellen.php unter der Rubrik „EWU-

Zinsstatistik [Bestände, Neugeschäft]“). Es sind die Effektivzinssätze unter „Neugeschäft“ 

maßgeblich. Von dem sich danach ergebenden Effektivzinssatz kann ein Abschlag von 4 % 

vorgenommen werden. Aus der Differenz zwischen diesem Maßstabszinssatz und dem 

Effektivzinssatz des Arbeitgeberdarlehens sind die Zinsverbilligung und der geldwerte Vorteil 

zu berechnen, wobei die Zahlungsweise der Zinsen (z.B. monatlich, jährlich) unmaßgeblich 

ist. Zwischen den einzelnen Arten von Krediten (z.B. Wohnungsbaukredit, Konsumenten­

kredit) ist zu unterscheiden. Die Vereinfachungsreglung kann in allen offenen Fällen 

angewandt werden. 

Beispiel: 

Ein Arbeitnehmer erhält im Mai 2007 ein Arbeitgeberdarlehen von 16 000 € zu einem 

- monatlich zu entrichtenden - Effektivzins von 2 % jährlich (Laufzeit 4 Jahre). Der bei 

Vertragsabschluss im Mai 2007 von der Deutschen Bundesbank für Konsumentenkredite mit 

anfänglicher Zinsbindung von über 1 Jahr bis 5 Jahre veröffentlichte Effektivzinssatz 

(Erhebungszeitraum März 2007) beträgt 5,81 %. Nach Abzug eines Abschlags von 4 % ergibt 

sich ein Maßstabszinssatz von 5,58 %. Die Zinsverbilligung beträgt somit 3,58 % (5,58 % 

abzüglich 2 %). Danach ergibt sich ein monatlicher Zinsvorteil von 47,73 € (3,58 % von 

16 000 € x 1/12). Dieser Vorteil ist - da die 44-Euro-Freigrenze überschritten ist ­

lohnsteuerpflichtig. 

http://www.bundesbank.de/statistik/statistik_zinsen_tabellen.php
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